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1.  Einführung

„Der Staat hat die Formen, in denen gewirtschaft et wird, zu be-
einfl ussen, aber er hat nicht den Wirtschaft sprozess selbst zu 
führen.“1

Mit diesem Zitat spielt Walter Eucken, deutscher Ökonom und ei-
ner der wichti gsten Vordenker der Sozialen Marktwirtschaft , un-
mitt elbar auf das wirtschaft liche Engagement des Staates an. Aus 
ordnungspoliti scher Sicht bedürfen wirtschaft liche Betäti gungen 
des Staates stets einer besonderen Rechtf erti gung. Da sie häufi g 
zu Wett bewerbsverzerrungen führen, sollte eine staatliche Inter-
venti on nur in engen Grenzen möglich sein.

1 Eucken (1951), S. 71 f.
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2.  Zunahme kommunaler Wirtschaft sakti vitäten

Auf Bundesebene sind in den vergangenen Jahrzehnten relati v 
viele Unternehmen privati siert worden. Im Unterschied dazu 
zeichnet sich auf kommunaler Ebene ein verstärkter Trend zur 
wirtschaft lichen Betäti gung des Staates bzw. zur Rekommunali-
sierung ab.2

So sti eg die Anzahl der Unternehmen, die sich in kommunaler 
Hand befanden, von 10.909 im Jahr 2000 auf 13.447 im Jahr 2011 
und damit um gut 23 Prozent an. Die Umsätze dieser Unterneh-
men haben sich im genannten Berichtszeitraum von 131 Mrd. 
Euro auf 267 Mrd. Euro erhöht und damit mehr als verdoppelt.3 

In Abbildung 1 auf Seite 7 sind die Anzahl der in kommunaler 
Hand befi ndlichen Unternehmen und deren Umsatzerlöse im 
Zeitablauf dargestellt. In Abbildung 2 auf Seite 7 ist der Umsatzan-
teil dieser Unternehmen am nominalen BIP angegeben. Aufgrund 
der aufgezeigten Entwicklung kann eine steigende Bedeutung 
kommunaler Akti vitäten konstati ert werden. 

Zwischen den Jahren 2000 und 2011 hat sich der Umsatzanteil 
der kommunalen Unternehmen am nominalen BIP von sechs auf 
zehn Prozent erhöht. Der Umfang kommunaler Akti vitäten ist also 
deutlich gesti egen.

2 Vgl. Bardt et al (2010), S. 1.
3 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2014).
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Abb. 1:  Anzahl der kommunalen Unternehmen und deren Umsatzerlöse 
zwischen 2000 und 2011

Quelle: Bardt et al (2010), S. 2 und Stati sti sches Bundesamt (2014). 

Abb. 2:  Umsatzerlöse der kommunalen Unternehmen in Relati on zum BIP 
zwischen 2000 und 2011

Quelle:  Stati sti sches Bundesamt (2014) und Stati sti sches Bundesamt (2013). Die 
Balken bilden die Anteile der Umsätze kommunaler Unternehmen am 
gesamten nominalen BIP (ohne Preisbereinigung) ab. Das Ergebnis wur-
de mit 100 multi pliziert. 



8

Die wirtschaft liche Betäti gung von Kommunen erfolgt häufi g in 
der Rechtsform einer GmbH oder eines Eigenbetriebs. Dies bele-
gen exemplarisch die Zahlen des Verbandes kommunaler Unter-
nehmen (VKU). Ende 2012 fi rmierten 49 Prozent der 1.422 VKU-
Mitgliedsunternehmen in der Rechtsform einer GmbH, 22 Pro-
zent waren Eigenbetriebe. Die weiteren Unternehmen fi rmierten 
in der Rechtsform eines Zweckverbands (7 Prozent), einer Anstalt 
öff entlichen Rechts (5 Prozent), einer AG (5 Prozent) oder einer 
sonsti gen öff entlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Unterneh-
mensform (12 Prozent).4 Gehören der Kommune sämtliche Antei-
le an einem Unternehmen in Privatrechtsform, wird diese auch 
als „Eigengesellschaft “ bezeichnet. Gehört der Kommune nur ein 
Teil der Anteile, handelt es sich bei der privatrechtlichen Organi-
sati onsform um eine „Beteiligungsgesellschaft “. 

Aus der Rechtsform des kommunalen Unternehmens ergeben 
sich auch haft ungsrechtliche Konsequenzen: Für die Schulden 
eines Eigenbetriebs haft et die Trägerkommune vollumfänglich 
und unmitt elbar. Bei der GmbH ist die Haft ung auf die Höhe des 
Stammkapitalanteils begrenzt. Bei einer Akti engesellschaft  be-
schränkt sich die Haft ung auf den Anteil am Grundkapital. Bei ei-
ner Anstalt öff entlichen Rechts haft et die Trägerkommune für die 
Verbindlichkeiten, die nicht aus dem Anstaltsvermögen befriedigt 
werden können.5 Aus der wirtschaft lichen Betäti gung einer Kom-
mune können sich somit erhebliche Folgebelastungen für den 
Kommunalhaushalt ergeben. 

Gleichwohl kann die wirtschaft liche Betäti gung von Kommunen 
buchhalterisch auch direkt in den Kernhaushalten stattf  inden. So 
stellt z. B. die Abfallbeseiti gung unabhängig davon eine kommunale 
Wirtschaft sbetäti gung da, ob diese von einem kommunalen Unter-

4 Der VKU ist der Verband kommunaler Unternehmen e. V. Zum 31. Dezember 2012 
hatt e der VKU 1.422 Mitgliedsunternehmen der kommunalen Versorgungs- und Ent-
sorgungswirtschaft  in Deutschland. Vgl. VKU (2013), S. 1.

5 Vgl. Pitschas/Schoppa (2011), S. 134-147.
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nehmen oder direkt von der Stadtverwaltung durchgeführt wird. 
Für die wirtschaft lichen Akti vitäten innerhalb der Kernhaushalte lie-
gen allerdings bislang nur wenig verwertbare Datenmaterialien vor, 
sodass nur am Rande auf diese Bezug genommen werden kann.6

Die wirtschaft lichen Akti vitäten von Kommunen sind in einigen 
Flächenländern stärker und in anderen schwächer ausgeprägt. So 
wiesen die kommunalen Unternehmen in Baden-Württ emberg, 
Hessen und Sachsen im Jahr 2011 die höchsten Umsatzerlöse pro 
Einwohner auf, wie Abbildung 3 auf Seite 9 verdeutlicht. Absolut 
erwirtschaft eten die kommunalen Unternehmen Baden-Würt-
tembergs, Nordrhein-Westf alens und Bayerns im Berichtsjahr 
2011 die höchsten Umsatzerlöse.7 

Abb. 3:  Umsatzerlöse der kommunalen Unternehmen nach Flächenländern 
im Jahr 2011 in Euro/Einwohner

Ø 

Quelle:  Bardt et al (2010), S. 5, Stati sti sches Bundesamt (2014) und Stati sti sches 
Bundesamt (2012), eigene Berechnungen. 

6 Vgl. Bardt et al (2010), S. 12 ff .
7 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2014).
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Um den fi nanziellen Erfolg kommunaler Unternehmen beurtei-
len zu können, wird im Folgenden die Summe aus Zuweisungen 
und Zuschüssen der öff entlichen Haushalte (zzgl. etwaiger Ver-
lustübernahmen) von den Jahresergebnissen und Gewinnabfüh-
rungen subtrahiert. Diese Werte werden in Abbildung 4 auf Seite 
10 für das Berichtsjahr 2011 angegeben. Im Ergebnis blieben den 
kommunalen Unternehmen Bayerns im Jahr 2011 etwa 1,38 Mrd. 
Euro „Nett ogewinn“, während die kommunalen Unternehmen 
Brandenburgs einen Negati vsaldo von 0,97 Mrd. Euro verbuchen 
mussten. Über alle Flächenländer übersti eg die Summe aus Jah-
resergebnissen und Gewinnabführungen allerdings deutlich die 
Summe aus Zuschüssen und Verlustübernahmen, sodass die Be-
täti gung der Kommunen – aus Sicht der Kämmerer – insgesamt 
als erfolgreich angesehen werden könnte.8

Abb. 4:  Finanzieller Erfolg der kommunalen Unternehmen nach Flächen-
ländern im Jahr 2011 in Mio. Euro

+ 

- 

Quelle: Stati sti sches Bundesamt (2014).

Im Fünf-Jahres-Vergleich mit den vorangegangenen Berichts-
jahren zeichnet sich allerdings ein anderes Bild ab. Während 

8 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2014).
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die kommunalen Unternehmen im Jahr 2007 bundesweit einen 
„Nett ogewinn“ von 4,9 Mrd. Euro hatt en, wiesen sie im Jahr 2011 
„nur“ noch einen Nett ogewinn von 2,8 Mrd. Euro aus.9

Bei einer Langzeitbetrachtung der kumulierten Erfolgskennzahlen 
zeigt sich, dass die Salden der Kommunalunternehmen zwischen 
den Jahren 2000 und 2011 relati v hohen Schwankungen unterla-
gen. Dies verdeutlicht Abbildung 5 auf Seite 11. Das Ausmaß des 
fi nanziellen Erfolgs der Kommunalunternehmen wird also auch 
durch eine konjunkturelle Komponente beeinfl usst. Während 
der fi nanzielle Erfolg der Kommunalunternehmen seit Mitt e der 
2000er Jahre relati v groß ist, gab es in den Phasen konjunkturel-
ler Abschwünge – wenn auch zeitlich leicht verzögert – deutliche 
Erfolgseinbrüche. 

Abb. 5:  Finanzieller Erfolg der kommunalen Unternehmen zwischen 2000 und 
2011 in Mio. Euro

+ 

- 

Quelle: Stati sti sches Bundesamt (2014).

9 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2014).
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Auch wenn die Jahresergebnisse und Gewinnabführungen der 
kommunalen Unternehmen in den letzten Berichtsjahren relati v 
hoch waren und die Summe aus Zuschüssen und Verlustüber-
nahmen überkompensierten, sollten die Zuschussbedarfe nicht 
vernachlässigt werden. Im Jahr 2011 betrugen die Verlustüber-
nahmen und Zuschüsse der öff entlichen Haushalte rund 5,9 Mrd. 
Euro. Im Jahr 2010 waren es „nur“ 2,7 Mrd. Euro. Der höchste 
Negati vbeitrag kam – wie schon im Jahr 2010 – aus Nordrhein-
Westf alen (2011: 1,7 Mrd. Euro; 2010: 0,8 Mrd. Euro).10

Angemerkt sei zudem, dass der fi nanzielle Erfolg kommunaler 
Unternehmen nur wenig über deren Effi  zienz aussagt. Der fi nan-
zielle Erfolg kommunaler Unternehmen kann nämlich teilweise 
auch auf die steuerliche Privilegierung öff entlicher Unternehmen 
zurückgeführt werden. So gehören zum Beispiel Betriebe, die 
überwiegend der Ausübung „öff entlicher Gewalt“ dienen – so-
genannte Hoheitsbetriebe – nicht zu den Betrieben gewerblicher 
Art und können daher von der Körperschaft - und Umsatzsteuer 
befreit werden. Grundsätzlich ist eine Täti gkeit hoheitlich, soweit 
die öff entliche Hand diese in Erfüllung einer ihr gesetzlich zuge-
wiesenen Aufgabe ausübt. Dazu gehört z. B. die Abwasserbesei-
ti gung.11

Im Branchenvergleich erwirtschaft eten die kommunalen Unter-
nehmen im Jahr 2011 vor allem in der Energieversorgung, im 
Gesundheits- und im Wohnungswesen hohe Umsätze.12 Eine Un-
tersuchung der Unternehmensbranchen zeigt, dass die Kommu-
nen in nahezu allen Wirtschaft sbereichen akti v waren, sei es in 
der Schiff fahrt oder in der Gastronomie, als Reiseveranstalter, Fi-
nanzdienstleister oder Marktf orscher. Rekommunalisierungsten-
denzen waren vor allem in der Energieversorgung beobachtbar. 

10 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2014) und Bardt et al (2010), S. 6. 
11 Vgl. Meyer (2011), S. 313 ff .
12 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2014).
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So erhöhte sich die Anzahl der in der Energieversorgung täti gen 
Kommunalunternehmen zwischen 2007 und 2011 von 1.260 auf 
1.437.13 

Im Übrigen gibt es eine Reihe von Beispielen für „kurios“ anmu-
tende wirtschaft liche Betäti gungen von Kommunen. Zehn solcher 
Beispiele werden im Folgenden kurz beschrieben. Bei diesen 
Beispielen wird sich nur auf Wirtschaft sakti vitäten bezogen, an 
denen die Kommune zu 100 Prozent mitt elbar oder unmitt elbar 
beteiligt ist.14

13 Vgl. Bardt et al (2010), S. 6 und Stati sti sches Bundesamt (2014).
14 Diese Beispiele stehen nur exemplarisch für eine Vielzahl kommunaler Eigen- und 

Beteiligungsgesellschaft en. Verwiesen sei an dieser Stelle noch auf den Feengrott en-
park (nebst „Grott oneum“, Gasthaus und gastronomischen Einrichtungen) der Stadt 
Saalfeld, die Schwimmhallen- und Bäderlandschaft  der Stadt Schwerin (nebst Saunen, 
Fitnesscenter, Klett erwand, Bowling etc.), die Beteiligung der Stadt Bochum an einer 
Wassersportschule (Kemnade), die Beteiligung der Stadt Apolda an einem Hotel (Ho-
tel am Schloss) und die Beteiligungen der Städte Bott rop und Oberhausen an einer 
Minigolfanlage und einer Rodelbahn. Vgl. Stadt Schwerin (2012), S. 168ff ., Stadt Saal-
feld (2012), S. 117ff ., Stadt Bott rop (2013), S. 203ff . und Stadt Apolda (2012), S. 59.
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1. Die Stadt München betreibt über die Stadtwerke München 
(SWM) mehrere Freizeit- und Badeparadiese. Dazu gehö-
ren 18 moderne Hallen- und Freibäder, zehn Saunaland-
schaft en, ein Eisstadion und zwei moderne Fitnesscenter. In 
den städti schen Saunen gibt es regelmäßige Events, so zum 
Beispiel die Mitt ernachts-Früchtesauna mit Aqua-Floati ng. 
Anhand der aktuell vorliegenden Beteiligungs- und Ge-
schäft sberichte ist ersichtlich, dass der SWM Konzern 2010, 
2011 und 2012 Fehlbeträge im mitt leren zweistelligen Mil-
lionenbereich ausgewiesen hat. Da eine branchenspezifi -
sche Erfolgsrechnung fehlt, ist allerdings nicht nachweis-
bar, ob der Betrieb der städti schen Erholungslandschaft  ein 
Verlustgeschäft  war. Die SWM ist ein komplexer Konzern 
mit zahlreichen Tochter- und Beteiligungsunternehmen. 
Im Beteiligungsbericht der Stadt sind über 60 SWM-Unter-
beteiligungen vermerkt. So ist die SWM auch im Versor-
gungs-, Infrastruktur- und Verkehrsbereich täti g. Ein sol-
ches Beteiligungsgefl echt widerspricht der ordnungspoliti -
schen Vorstellung eines „schlanken Staates“ und schränkt 
den Bewegungsspielraum der Privatwirtschaft  ein. Zudem 
erhöht sich mit der Anzahl der kommunalen Ausgliede-
rungen auch die Gefahr von Quersubventi onierungen. Ob 
und in welchem Umfang dies geschieht, ist für den Bürger 
häufi g nicht oder nur eingeschränkt nachvollziehbar.15 

2. Die Stadt Duisburg verfügt über ein kommunales Kino, in 
dem auch aktuelle Filmhits wie „American Hustle“ oder 
„Der Hundertjährige, der aus dem Fenster sti eg und ver-
schwand“ gezeigt werden. Betreiber des Kinos ist die 
fi lmforum GmbH – Kommunales Kino und fi lmhistorische 

15 Vgl. Landeshauptstadt München/Stadtkämmerei (2014), S. 368ff ., SWM (2014a) und 
SWM (2014b).
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Sammlung der Stadt Duisburg. Die Stadt Duisburg ist zu 
100 Prozent an der fi lmforum GmbH beteiligt. Die Jahres-
ergebnisse der fi lmforum GmbH waren zwischen 2010 und 
2012 negati v. Ein aktueller Beteiligungsbericht für das Jahr 
2013 liegt bislang noch nicht vor. Es muss aber davon aus-
gegangen werden, dass die fi lmforum GmbH auch in der 
Folgezeit Verluste erwirtschaft et hat. Seit 2009 besteht sei-
tens der Stadt eine Verlustausgleichsverpfl ichtung bis zu ei-
ner Maximalhöhe von 302.500 Euro. Infolge des durch die 
Stadt im Jahr 2010 beschlossenen Haushaltssicherungskon-
zepts wurde die maximale Ausgleichszahlung pro Jahr um 
40.000 Euro auf 262.500 Euro reduziert. Die Stadt Duisburg 
ist stark verschuldet. Daher ist nicht verständlich, warum 
die Stadt ein defi zitäres kommunales Kino unterhält. In der 
Stadt Duisburg und in der näheren Umgebung gibt es meh-
rere private Kinos, wie z. B. die UCI-Kinowelt.16

3. Die Stadt Dillingen (Saar) bietet in Zusammenarbeit mit 
dem Landkreis Saarlouis eine kommunale Schülerhilfe 
an. Neben der Hausaufgabenhilfe und der Vorbereitung 
auf Klassenarbeiten off eriert die Kommune auch Freizei-
takti vitäten wie Basteln oder Kochen. Die Teilnahme an 
der kommunalen Schülerhilfe steht allen Schülerinnen und 
Schülern aus dem Landkreis Saarlouis off en. Dass es in Dil-
lingen einen Bedarf für eine kommunale Schülerhilfe gibt, 
ist fraglich. In der gut 20.000 Einwohner großen Stadt gibt 
es  bereits  mehrere private Anbieter, wie die „Schülerhilfe“, 
„… lernbar!“ und den „Studienkreis Dillingen“. Im Unter-
schied zur kommunalen Schülerhilfe ist die private Schüler-
hilfe kostenpfl ichti g. Dadurch hat die kommunale Schüler-

16 Vgl. Duisburg am Rhein (2012c), S. 73, Duisburg am Rhein (2012a), S. 59ff . und Duis-
burg am Rhein (2012b), S. 650.
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hilfe einen Wett bewerbsvorteil. Die privaten Unternehmen 
müssen ihre Finanzmitt el am Markt erwirtschaft en und kön-
nen sich nicht durch Steuermitt el refi nanzieren. Dies erhöht 
bei den privaten Unternehmen die Notwendigkeit, ökono-
misch effi  zient zu wirtschaft en. Zur wirtschaft lichen Renta-
bilität der kommunalen Schülerhilfe veröff entlicht die Stadt 
Dillingen keine Informati onen.17 Das kommunale Angebot 
mit einer Unterstützung sozial Benachteiligter zu rechtf erti -
gen, kann hier nicht greifen. Um eine qualifi zierte Lernförde-
rung zu fi nanzieren, steht es sozial Benachteiligten zum Bei-
spiel off en, Mitt el aus dem Bildungspaket zu beantragen.18

4. Die Stadt Bielefeld unterhält über den städti schen Umwelt-
betrieb – eine eigenbetriebsähnliche Einrichtung der Stadt – 
einen kommunalen Heimat-Tierpark. Der Heimat-Tierpark 
Olderdissen umfasst eine etwa 16 Hektar große Anlage. 
Dort können über 450 Tiere 90 verschiedener Arten beob-
achtet werden. Der Heimat-Tierpark ist bundesweit der 
einzige Tierpark, der 24 Stunden geöff net hat und der von 
den Besuchern keinen Eintritt  erhebt. Da die Einnahmen des 
Tierparks nicht zur Kostendeckung ausreichen, ist die Unter-
haltung des Tierparks von kommunalen Zuschüssen abhän-
gig. Einen beachtlichen Anteil am Etat leisten der städti sche 
Umweltbetrieb und die Stadt Bielefeld. Hinzu kommen pri-
vate Spenden und Einnahmen aus den Parkplatzgebühren. 
Die Stadt Bielefeld ist hochverschuldet und befi ndet sich 
in der „Haushaltssicherung“. Um mitt el- bis langfristi g die 
wirtschaft liche Überlebensfähigkeit des Tierparks zu si-
chern, sollte auch über Privati sierungsmodelle nachgedacht 
werden. Ein privatwirtschaft lich betriebenes Unternehmen 

17 Vgl. Landkreis Saarlouis (2014) und Meyer/Scholl (1999), S. 12.
18 Siehe BMAS (2014).
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hätt e sicherlich schon früher die Notbremse gezogen und 
ein alternati ves Finanzierungskonzept entwickelt.19 

5. Die Stadt Völklingen betreibt über die Stadtwerke Völk-
lingen Holding (SWV) eine kommunale Zuchtanlage für 
Meeresfi sche. Alleiniger Gesellschaft er der Zuchtanlage 
ist zurzeit noch die Gewerbeansiedlungsgesellschaft  Völk-
lingen mbH (GAV) – ein hundertprozenti ges Tochterunter-
nehmen der Stadt. Die derzeit noch in der Bauphase be-
fi ndliche Salzwasser-Kreislaufanlage kommt ohne Zugang 
zu natürlichem Meerwasser aus. Ziel des weltweit bislang 
einzigarti gen Projekts ist die jahreszeitenunabhängige Ver-
marktung von Fischprodukti onen. Wie den veröff entlich-
ten Jahresabschlüssen der GAV zu entnehmen ist, hat die 
Meeresfi schzucht Völklingen GmbH seit dem Projektbeginn 
nur Verluste erwirtschaft et. Während das Negati vergebnis 
im Jahr 2007 noch bei 12.731 Euro lag, betrug es im Jahr 
2011 bereits 541.822 Euro. Die aktuellste Publikati on der 
Jahresabschlüsse geht auf das Geschäft sjahr 2011 zurück. 
Teile der Fischzuchtanlage befi nden sich derzeit noch in der 
Bauphase. Daher kann vermutet werden, dass die Meeres-
fi schzucht Völklingen GmbH auch in den vergangenen Jah-
ren noch keinen Gewinn erwirtschaft et hat.20

6. Die Stadt Regensburg betreibt über die Regensburg Tou-
rismus GmbH (RTG) – eine hundertprozenti ge Tochter-
gesellschaft  der Stadt – ein Reisebüro für Individual- und 

19 Vgl. Stadt Bielefeld (2014), Stadt Bielefeld (2013), S. 4, S. 37 und S. 219ff . sowie Deáky 
(2014).

20 Vgl. GAV (2007-2011), Stadt Völklingen (2011), S. 34ff ., GAV (2014) und o. V. (2009), 
S. 1. Voraussichtlich soll in diesem Frühjahr das erste Mal Fisch „geerntet“ und ver-
kauft  werden. Im Herbst letzten Jahres kündigte die GAV an, die Anteilsmehrheit an 
der Meeresfi schzucht Völklingen zu verkaufen. Bislang wurden die Verkaufsverträge 
allerdings noch nicht unterschrieben. Vgl. o. V. (2014). Stand: März 2014.
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Gruppenreisen nach Regensburg. Angeboten werden ein 
Komplett service von der Planung bis zur Buchung einer Ein-
zel- oder Gruppenreise, Stadtf ührungen und unterschied-
liche Tages- und Mehrtagesarrangements. Im Jahr 2012 
vermitt elte das Reisebüro 7.678 Stadtf ührungen. Hingegen 
ist die Anzahl der über das Reisebüro abgeschlossenen Bu-
chungen äußerst gering. Im Jahr 2012 wurden 106 Grup-
penführungen und 101 Individualreisen gebucht, 2011 war 
die Anzahl der Buchungen sogar noch geringer. Ob sich der 
Betrieb eines kommunalen Reisebüros lohnt, sollte schon 
daher genauestens geprüft  werden, weil die RTG nur durch 
eine hohe fi nanzielle Einlage der Stadt wirtschaft lich über-
lebensfähig ist. 2012 wies die RTG einen Jahresfehlbetrag 
von 1,3 Millionen Euro aus. Auch für die Jahre 2013 und 
2014 rechnet die RTG mit beachtlichen Jahresfehlbeträgen, 
die durch eine Einlage der Stadt Regensburg gedeckt wer-
den sollen.21

7. Die Stadt Potsdam betreibt über eine Tochter der städti -
schen ProPotsdam GmbH eine Biosphäre. In der kommu-
nalen Tropenhalle gibt es über 20.000 Tropenpfl anzen und 
viele exoti sche Tiere. Neben wechselnden Sonderausstel-
lungen bietet die Biosphäre auch Veranstaltungen wie das 
„Taschenlampen-Abenteuer: Nachts im Dschungel“, das 
„Orchideen-Café“ oder einen „Frühlingsbrunch in den Tro-
pen“ an. Im Jahr 2007 hat die Biosphäre Potsdam GmbH 
mit der Landeshauptstadt Potsdam einen Betreiberver-
trag abgeschlossen. Dieser Betreibervertrag sicherte der 
Biosphäre Potsdam GmbH während der Vertragslaufzeit 
Zuschüsse, die einen kostendeckenden Betrieb der Anla-

21 Vgl. Regensburg Tourismus GmbH (2014), S. 39 und Stadt Regensburg (2014), S. 176-
186. 
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ge ermöglichen. Seit 2010 sucht die Stadt einen privaten 
Betreiber. Die Biosphäre ist für die Stadt zur Millionenfalle 
geworden. Anfänglich ging die Stadt von etwa 320.000 Be-
suchern im Jahr aus. Zwischen 2007 und 2011 schwankten 
die jährlichen Besucherzahlen aber nur zwischen 79.263 
und 147.094. Der Betrieb der Tropenhalle renti erte sich 
nicht. Zwischen 2007 und 2011 bezuschusste die Stadt den 
Betrieb der Tropenhalle jährlich mit 1,68 bis 2,73 Millionen 
Euro. Aktuelle Zahlen liegen bislang noch nicht vor.22

8. Die Stadt Stutt gart hat ein eigenes Weingut und einen 
Weinkeller. Das städti sche Weingut bewirtschaft et rund 11 
Hektar Rotwein und sechs Hektar Weißwein. Im Weinkeller 
können die Weine aus städti schem Anbau erworben wer-
den. Im Weingut der Stadt Stutt gart fi nden auch regelmä-
ßig Veranstaltungen wie die „Stutt garter Kriminächte“ oder 
die „Weinwanderung zu edlen Tropfen“ statt . Das Weingut 
ist organisatorisch dem Amt für Liegenschaft en und Woh-
nen untergeordnet. Ein Blick in die publizierten Doppel-
haushaltspläne zeigt, dass das städti sche Weingut seit Jah-
ren ein Negati vergebnis ausweist. Für das Haushaltsjahr 
2012 stellt der aktuelle Haushaltsplan ein Negati vergebnis 
von 541.452 Euro fest. Im Doppelhaushaltsplan 2014/2015 
(Entwurf) wird davon ausgegangen, dass sich dies auch in 
den kommenden Jahren nicht ändern wird. Das städti sche 
Weingut bleibt mindestens bis 2015 stark zuschussbedürf-
ti g.23

22 Vgl. Landeshauptstadt Potsdam/Der Oberbürgermeister (2012), Landeshauptstadt 
Potsdam (2011), S. 65ff ., Biosphäre Potsdam GmbH (2014) und ProPotsdam GmbH 
(2014).

23 Vgl. Landeshauptstadt Stutt gart (2014), S. 104, Landeshauptstadt Stutt gart (2012), S. 
108, Landeshauptstadt Stutt gart (2010), S. 112 und Stadt Stutt gart (2014).
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9. Die Stadt Laufen betreibt und unterhält einen städti schen 
Schlachthof. Zwischen 2006 und 2012 ist die Anzahl der 
Schlachtungen stark zurückgegangen. Wurden im Jahr 
2006 noch 2.955 Rinder, Kälber, Schweine und Kleinti ere 
geschlachtet, waren es im Jahr 2012 nur noch 2.531. Im 
Nachtragshaushaltsplan der Stadt Laufen wird ersichtlich, 
dass sich der Betrieb des kommunalen Schlachthofs wirt-
schaft lich nicht lohnt. Im Jahr 2013 überwogen die Ausga-
ben (128.250 Euro) deutlich die Einnahmen (75.000 Euro). 
Unterm Strich blieb im Verwaltungshaushalt ein Minus von 
53.250 Euro. Auch im Vermögenshaushalt steht ein Minus 
von 18.000 Euro. Ursächlich dafür waren hohe Baukosten 
und diverse Neuanschaff ungen. Da der Betrieb des kommu-
nalen Schlachthofs wirtschaft lich nicht rentabel ist, sollte 
über eine Privati sierung nachgedacht werden. In anderen 
Städten, wie zum Beispiel in Bayreuth, wurde der ehemals 
in kommunaler Regie befi ndliche Schlachthof bereits priva-
ti siert.24

10. Die Stadt Essen bietet über die RGE Servicegesellschaft  Es-
sen mbH ein Sport- und Eventcatering an. Die RGE ist ein 
Tochterunternehmen der städti schen Versorgungs- und 
Verkehrsgesellschaft . Zum gastronomischen Leistungsan-
gebot der RGE gehört auch die Erbringung von Catering-
leistungen auf Geburtstagen, Firmenjubiläen oder Sport-
veranstaltungen. Darüber hinaus bietet die RGE auch einen 
Automaten- und Kaff eeservice an. Dem Beteiligungsbericht 
der Stadt Essen aus dem Jahr 2013 ist zu entnehmen, dass 
es zwischen der RGE und der Essener Versorgungs- und Ver-
kehrsgesellschaft  einen Gewinnabführungsvertrag gibt. Die 

24 Vgl. Stadt Laufen (2013a), S. 87f. und S. 167, Stadt Laufen (2013b), S. 18, Stadt Laufen 
(2014) und Bayreuther Fleisch GmbH (2014).
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zwischen 2010 und 2012 erwirtschaft eten Gewinne wurden 
vollständig an die Mutt ergesellschaft  abgeführt. Im Jahr 
2012 belief sich die Gewinnabführung auf 1,44 Millionen 
Euro. Die Essener Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft  ist 
wirtschaft lich auf die Gewinnabführungen der RGE ange-
wiesen. Im Jahr 2012 wies sie einen Jahresfehlbetrag von 
5,98 Millionen Euro aus. Auch in der Erfolgsplanung für die 
Jahre 2013 bis 2015 geht die Verkehrs- und Versorgungsge-
sellschaft  von hohen Fehlbeträgen aus. Es liegt also die Ver-
mutung nahe, dass die Gewinne der RGA zur Quersubven-
ti onierung eines unrentablen städti schen Unternehmens 
verwendet werden.25

Die zehn Fallbeispiele verdeutlichen, dass viele Kommunen ver-
suchen, sich durch eine wirtschaft liche Betäti gung in poten ziell 
gewinnträchti gen Bereichen fi nanziell besser zu stellen; was 
aber, wie dargelegt, meist nicht gelingt. Vor allem „fi nanziell an-
geschlagene“ Kommunen erhoff en sich dadurch zusätzliche Ein-
nahmequellen. Im Unterschied zur Privatwirtschaft  können sich 
kommunale Betriebe über das Geld der Steuerzahler absichern. 
Sie tragen kein Konkursrisiko. Dies erleichtert den kommunalen 
Betrieben den Zugang zum Kapitalmarkt und zu günsti gen Kredit-
konditi onen.26 

Viele Kommunen verfügen über ein dichtes Netz an Beteili gungen. 
Dies widerspricht der Zielsetzung eines „schlanken Staates“. 
Wenn sich die Kommunen nicht auf ihre Kernaufgaben konzen-
trieren, engt dies die Spielräume der Privatwirtschaft  ein.27 Man 
könnte auch sagen, es widerspricht „dem Sinn der bundesdeut-
schen Finanzverfassung, nämlich einer Finanzierung der Staats-

25 Vgl. Stadt Essen (2013), S. 137-142 und S. 162-168 sowie RGE (2014).
26 Vgl. Meyer/Scholl (1999), S. 3f.
27 Ebd., S. 4.
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täti gkeit aus Steuern und Abgaben, … wenn Kommunen sich nach 
Belieben anderweiti ge Einnahmen durch [eine] Teilnahme am 
Wirtschaft sleben verschaff en.“28

Häufi g gehen von der wirtschaft lichen Betäti gung von Kommunen 
auch Wett bewerbsverzerrungen aus. Nicht selten ist im „Konzern 
Kommune“ eine Quersubventi onierung unrentabler Geschäft sbe-
reiche zu beobachten. Ein kommunales Unternehmen, das sich 
aus öff entlichen Zuschüssen fi nanziert, hat weniger Anreize, öko-
nomisch effi  zient zu arbeiten als ein privates Unternehmen.29 

Selbst wenn die kommunale Wirtschaft sbetäti gung zu Gewinnen 
führt, lässt sich daraus nicht automati sch eine effi  ziente Leis-
tungserstellung ableiten. Ein privates und auf Gewinne ausge-
richtetes Unternehmen hat größere Anreize, produkti ons- und 
kosteneffi  zient zu wirtschaft en als ein öff entliches Unternehmen. 
Deshalb darf – auch im Fall gewinnträchti ger Kommunalunterneh-
men – nicht vergessen werden, dass ein privates Unternehmen an 
gleicher Stelle gegebenenfalls „gewinnträchti ger“, also effi  zienter 
wirtschaft en würde. Für wirtschaft liche Fehlentscheidungen kom-
munaler Unternehmen haft et in der Regel der Steuerzahler. Dies 
gilt im Besonderen für öff entlich-rechtliche Organisati onsformen 
wie Eigenbetriebe und Kommunalunternehmen. In der Privat-
wirtschaft  haft en die Unternehmenseigner selbst für entstandene 
Verluste. Anders bei vielen Kommunalbetrieben, wo die die priva-
te Haft ung durch die Haft ung der Steuerzahler ersetzt wird. 

Dies ist auch eine der Ursachen, weswegen der Konkurrenzdruck 
auf die Privatwirtschaft  eine „stärker disziplinierende Wirkung“ 
hat als auf kommunal geführte Unternehmen. Durch den Kon-
kurrenzdruck erhöht sich auf Seiten der Privatwirtschaft  die Er-
forderlichkeit, ein qualitäts- und serviceorienti ertes Angebot 

28 Vgl. Meyer/Scholl (1999), S. 12.
29 Ebd., S. 12.
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bereitzustellen. Währenddessen werden bei der wirtschaft lichen 
Betäti gung des Staates häufi g „ökonomisch erforderliche“ und 
„politi sch erwünschte“ Leistungen verwechselt.

Konsequenterweise sollte die öff entliche Betäti gung der Kommu-
ne daher bereits dann nicht zulässig sein, wenn Private die betref-
fende Leistung mindestens ebenso gut und wirtschaft lich erbrin-
gen können wie die Kommune (Subsidiaritätsklausel). Bei einem 
Verstoß gegen eine solche Betäti gungsvoraussetzung sollte die 
Kommunalaufsicht als Rechtsaufsicht explizit zu einer Beanstan-
dung verpfl ichtet werden.30

In den kommunalen Beteiligungsberichten und Haushaltsplä-
nen fi nden sich oft  nur sehr wenige Informati onen zum Umfang 
und Erfolg kommunaler Wirtschaft sakti vitäten. Daraus leitet 
sich die Forderung nach einer Ausweitung der kommunalen Be-
richtspfl ichten ab. In den Kommunalverfassungen, den Gemein-
deordnungen und den Gemeindehaushaltsverordnungen sollte 
rechtlich fi xiert werden, dass die Kommunen Rechenschaft  über 
sämtliche unmitt elbaren und mitt elbaren Beteiligungen ablegen 
müssen. In den Beteiligungsberichten (oder Konsolidierungsbe-
richten) sollten Angaben zum Zweck der kommunalen Betäti -
gung, zur Beteiligungshöhe, zur Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage, zur Verschuldungssituati on und zur fi nanziellen Verfl ech-
tung mit dem Kernhaushalt gemacht werden. Auch auf interne 
Kreditbeziehungen und Haft ungsverpfl ichtungen der öff entlichen 
Hand muss eingegangen werden. Die Struktur der Beteiligungs-
berichte sollte in allen Bundesländern einheitlich geregelt sein. 
Beteiligungsberichte sollten jährlich erstellt und dem Gemeinde-
rat vorgelegt werden. Sie sind öff entlich bekannt zu machen und 
müssen über das Internet allen zugänglich sein.31 

30 Vgl. Karl-Bräuer-Insti tut des BdSt (2012), S. 113. Siehe auch Karl-Bräuer-Insti tut des 
BdSt (2004).

31 Vgl. Karl-Bräuer-Insti tut des BdSt (2012), S. 94-97.
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3.  Ordnungspoliti sche Rechtf erti gung staatlicher 
Eingriff e

Ordnungspoliti sch ist eine wirtschaft liche Betäti gung des Staa-
tes gegebenenfalls dann gerechtf erti gt, wenn der Wett bewerb 
auf einem besti mmten Markt versagt. Wett bewerbsversagen ist 
durch eine erhebliche Funkti onsstörung des Wett bewerbspro-
zesses gekennzeichnet, sodass dieser nicht zu einer effi  zienzori-
enti erten Unternehmensselekti on und einer Verbesserung der 
Marktergebnisse führt.32 Netzindustrien stellen häufi g natürliche 
Monopole dar. Diese können ein Wett bewerbsversagen begrün-
den. Ein natürliches Monopol zeichnet sich dadurch aus, dass die 
Gesamtnachfrage auf einem Markt am kostengünsti gsten durch 
einen Alleinanbieter bedient werden kann. Eine solche Situati on 
ist Besonderheiten im Produkti onsprozess geschuldet. Innerhalb 
des Netzbereichs würde eine Auft eilung der Produkti on auf meh-
rere Anbieter wegen nur unzureichend genutzter Größeneff ek-
te zu erhöhten Marktpreisen führen. Allerdings rechtf erti gt dies 
allein keine kommunale Anbieterschaft . Der Netzbereich wird in 
Deutschland unabhängig von der Eigentümerstruktur durch die 
Bundesnetzagentur reguliert. Damit soll eine preisgünsti ge und 
effi  ziente Energieversorgung sichergestellt werden.33 Als Alter-
nati ve zu einer dauerhaft en kommunalen Alleinanbieterschaft  
bietet sich eine zeitlich befristete Vergabe von Monopollizenzen 
an. Müssen die Anbieter in der folgenden Vergabeperiode einen 
Lizenzverlust befürchten, kann sich dies positi v auf den Produkti -
onsprozess und die Innovati onsbemühungen der Unternehmen 
auswirken.34

32 Vgl. Eickhof (1995), S. 12 ff .
33 Vgl. Bundesnetzagentur (2014).
34 Vgl. Wonke (2009), S. 103-175 und Kooths (2008), S. 98.
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Neben dem Wett bewerbs- kann auch Marktversagen für ein Tä-
ti gwerden des Staates sprechen. Marktversagen zeichnet sich 
dadurch aus, dass die marktliche Koordinati on von Angebot und 
Nachfrage nicht richti g funkti oniert. Öff entliche Güter können ein 
solches Marktversagen begründen. Kann kein Interessent vom 
Konsum eines Gutes (oder einer Leistung) ausgeschlossen wer-
den (Nichtausschließbarkeit) und können alle Marktt eilnehmer 
diese(s) gleichzeiti g nutzen, ohne dass negati ve Auswirkungen 
auf Qualität und Menge zu erwarten sind (Nichtrivalität), liegen 
öff entliche Güter vor. Da also prinzipiell jeder in den kostenlosen 
Genuss des entsprechenden Gutes kommen kann, wird kein er-
werbswirtschaft liches Unternehmen bereit sein, dieses zu produ-
zieren und anzubieten. Daher kann in diesen Bereichen ein staat-
liches Angebot gerechtf erti gt sein. Zu den typischen Beispielen 
eines öff entlichen Gutes gehört der Leuchtt urm. Vom Licht des 
Leuchtt urms kann kein Schiff  ausgeschlossen werden, das auf 
dem Meer nach einer Orienti erung sucht. Gleichermaßen kann 
das Licht des Leuchtt urms auch von mehreren Schiff en gleich-
zeiti g genutzt werden, ohne dass das Gut dadurch „verknappt“ 
wird. Weitere Beispiele für öff entliche Güter sind Deiche oder 
die Landesverteidigung. Häufi g werden „öff entliche Güter“ aus 
politi schen Erwägungen künstlich kreiert. Fakti sch sind dies aber 
private Güter. Es stellt sich z. B. die Frage, warum ein Zoo, eine 
Musikschule, eine Werkstatt , mancherorts gar ein Spaßbad, ein 
Kino oder ein Imbiss kommunal und damit steuerfi nanziert ange-
boten werden müssen. Solche Aufgaben sollten grundsätzlich der 
Privatwirtschaft  überlassen werden.35

35 Vgl. Bardt et al (2010), S. 14 f.
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4.  Problemskizze kommunaler 
Wirtschaft sakti vitäten

Häufi g versuchen die kommunalen Entscheidungsträger eine wirt-
schaft liche Betäti gung der Kommunen mit einer wett bewerbs- 
und/oder einer umweltpoliti schen Zielsetzung zu rechtf erti gen.

Bewertung wett bewerbspoliti scher Argumente

Eine kommunale Eigeniniti ati ve wird häufi g mit dem Argument 
eines preisgünsti gen Angebots gerechtf erti gt. Um „sozialpoliti sch 
gewünschte“ Tarife anbieten zu können, soll die Preisfi ndung auf 
einem besti mmten Markt nicht dem freien Spiel der Kräft e über-
lassen werden. Eine kommunale Steuerungs- und Preissetzungs-
kontrolle ist aus ordnungspoliti scher Sicht vor allem deswegen 
umstritt en, weil wett bewerblich zustande gekommene Preise 
über Knappheiten informieren und den Marktwert von Gütern 
und Dienstleistungen anzeigen. Im Ergebnis eines „marktlichen 
Entdeckungsverfahrens“ stehen Preise, von denen eine „Signal-
wirkung“ ausgeht.36 Werden Güter oder Dienstleistungen staat-
lich tarifi ert, wird die Konsumentscheidung „verzerrt“. Liegt der 
„politi sch gesetzte“ unter dem „ökonomisch effi  zienten“ Preis, 
sind Subventi onen notwendig. Diese Subventi onsbeträge müs-
sen an anderer Stelle erst einmal aufgebracht werden, ohne dass 
der Nachfrager unmitt elbar erkennt, wo und in welchem Umfang. 
Auch das Argument, kommunale Betriebe unterlägen keiner Ge-
winnerzielungsabsicht, weswegen Leistungen generell preisgüns-
ti ger angeboten werden könnten, erscheint nicht sti chhalti g. Zu-
gespitzt könnte mit diesem Argument auch eine Verstaatlichung 
der deutschen Autoindustrie gefordert werden. Unter wett be-
werblichen Marktstrukturen stellen Gewinnaufschläge Entgelte 

36 Vgl. Hayek (1968), S. 260.
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für die Übernahme eines besti mmten betrieblichen Risikos dar. 
Tarifi erte Leistungen preisen dieses Risiko häufi g nicht ein, son-
dern verteilen es auf alle Bürger. Für die Verbindlichkeiten und 
Zuschussbedarfe öff entlich-rechtlich organisierter Unternehmen 
muss der Steuerzahler in der Regel uneingeschränkt aufk ommen. 
Mit städti schen Bäder- und Verkehrsbetrieben sind z. B. relati v 
häufi g Verlustgeschäft e verbunden. In diesen Bereichen muss 
auch über alternati ve Organisati onsmodelle nachgedacht wer-
den.37

Öff entlich-rechtliche Unternehmen genießen darüber hinaus 
häufi g einen Zinsvorteil. Dieser Zinsvorteil resulti ert aus der ho-
hen Bonität der Gemeinden und Gemeindeverbände. Deutsche 
Kommunen können derzeit de jure nicht insolvent werden. Ihre 
Zahlungsfähigkeit ist durch die Länder gesichert, da aus der ver-
fassungsrechtlichen Garanti e der kommunalen Selbstverwaltung 
mitt elbar eine Staatshaft ung ableitbar ist. Der Zinsvorteil öff ent-
licher Unternehmen wirkt wett bewerbsverzerrend und diskrimi-
niert die private Konkurrenz.38

Zusammenfassend kann das Argument eines preisgünsti gen Leis-
tungsangebots nicht als eine überzeugende Begründung für eine 
kommunale Betäti gung herangezogen werden.39

„Staatliche Wett bewerbsbeschränkungen“ führen auch aus ande-
ren Gründen zu Ineffi  zienzen. Unter „marktlichen Bedingungen“ 
wird bei gegebenem Ressourceneinsatz genau die Menge produ-
ziert, für die auf Nachfrageseite ein dringender Bedarf besteht. 
Über den Preismechanismus werden Angebot und Nachfrage ko-

37 Vgl. Kooths (2008), S. 97 ff .
38 Vgl. Rehm/Matern-Rehm (2003), S. 297.
39 Auf dem Stromendkundenmarkt hat die Monopolkommission z. B. bereits analysiert, 

„dass kommunale Stromanbieter tendenziell nicht unter den günsti gsten Tarifen im 
Markt zu fi nden sind.“ Monopolkommission (2011), S. 47.
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ordiniert. Damit kann eine Ressourcenverschwendung vermieden 
werden.40 

Bei einer Rekommunalisierungsbestrebung sollte bedacht wer-
den, dass private Anbieter einen Informati onsvorteil haben und 
bereits über Know-How und Lerneff ekte verfügen können. Zu-
dem sind Größenvorteile zu erwarten, wenn private Anbieter 
ihre Leistungen z. B. auch außerhalb einer Kommune anbieten. 
Die wirtschaft liche Betäti gung von Kommunen außerhalb der 
Gemeindegrenzen ist kommunalrechtlich reglementi ert. So ist 
eine auf die Versorgung Gebietsfremder gerichtete Betäti gung 
bis auf wenige Ausnahmen unzulässig. In einem funkti onieren-
den Marktsystem werden die privaten Anbieter versuchen ihre 
Kosten zu senken, die Produkti on an den Konsumentenpräfe-
renzen auszurichten und Innovati onen anzustrengen. Damit die 
Gewinnerzielungsabsicht nicht zulasten der Versorgungsqualität 
geht, können zwischen dem kommunalen Auft raggeber und dem 
privaten Unternehmen z. B. entsprechende Vertragsklauseln ver-
handelt werden.41

Bewertung umweltpoliti scher Argumente

Wirtschaft liche Akti vitäten von Kommunen können – vor allem 
im Bereich der Energieversorgung – auch durch umwelt- und res-
sourcenpoliti sche Ziele moti viert sein. So wird auf kommunaler 
Seite häufi g behauptet, dass der Vorteil einer kommunalen Pro-
dukti on in der stärkeren Nutzung regenerati ver Energien liegt. 
Eine derarti ge These geht allerdings davon aus, dass private An-
bieter nur eingeschränkt bereit sind, ein „ressourcenschonendes 
Angebot“ bereitzustellen. Dem ist entgegenzuhalten, dass auch 
die privaten Anbieter infolge nati onaler und europarechtlicher 

40 Vgl. Monopolkommission (2011), S. 48.
41 Vgl. Rosenfeld (2013), S. 80 und Oebbecke (2011), S. 66 f.
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Vorgaben wie dem Erneuerbare-Energien-Gesetz oder dem Emis-
sionshandelssystem verpfl ichtet sind, klimapoliti sche Ziele ein-
zuhalten. Zudem können private Anbieter auch durch Zuschüsse 
und Förderprogramme in die Verfolgung umweltpoliti scher Zie-
le eingebunden werden. All diese Möglichkeiten sollten geprüft  
werden, bevor eine kommunale Eigenprodukti on in Erwägung 
gezogen wird.42

42 Vgl. Monopolkommission (2011), S. 47 f. und Rosenfeld (2013), S. 82 f.
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5.  Fazit und Ausblick

Zusammenfassend ist die wirtschaft liche Betäti gung von Kom-
munen mit einer Reihe von Problemen behaft et. Aus ordnungs-
politi scher Sicht ist eine staatliche Interventi on in das Marktge-
schehen nur in Ausnahmefällen gerechtf erti gt, so bei Vorliegen 
öff entlicher Güter (Leuchtt urm, Deich, Landesverteidigung). In 
der Realität sind derarti ge nicht-marktf ähige Güter aber eher die 
Seltenheit. Vor diesem Hintergrund ist die Zunahme und Vielfalt 
staatlichen Täti gwerdens ebenso kriti sch zu hinterfragen wie jeg-
liche gesetzliche Regelung, die zu einer Diskriminierung privaten 
Wett bewerbs führen kann. 

Eine solche Regelung enthält z. B. das seit zwei Jahren geltende 
Kreislaufwirtschaft sgesetz. Infolge des neuen Gesetzes werden 
die kommunalen Entsorger bei der Sammlung und Verwertung 
lukrati ver Wertstoff e gegenüber den privaten Unternehmen ge-
stärkt. So darf ein privater Anbieter erst dann eine gewerbliche 
Abfallsammlung übernehmen, wenn er nachweist, dass er „we-
sentlich leistungsfähiger“ ist als der kommunale Entsorgungsträ-
ger. Da eine Gleichwerti gkeit der Leistungen nicht ausreicht, ist 
der private Entsorgungssektor gravierenden Wett bewerbsnach-
teilen ausgesetzt.43 Dies hat insbesondere für viele mitt elstän-
dische Schrott sammler zu erheblichen Umsatzeinbußen bis hin 
zur unmitt elbaren Existenzbedrohung geführt. Auch die Bürger 
sind von dieser Entwicklung betroff en: Sie müssen ihren Schrott  
oft mals selbst zu den kommunalen Sammelstellen fahren, statt  
wie zuvor die von den Privatunternehmen angebotenen haus-
haltsnahen Sammlungen nutzen zu können. Dies zeigt: Derarti ge 
Regelungsinhalte benachteiligen sowohl den Bürgerservice als 
auch die eigenverantwortliche Privati niti ati ve und sind aus wett -
bewerbspoliti scher Sicht abzulehnen.

43 Vgl. Haucap (2012), S. 3.
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6.  Aktuelle Fallbeispiele zur kommunalen 
Wirtschaft stäti gkeit

6.1  Oldenburger Kampf ums Altpapier

In den vergangenen zehn Jahren lag die Altpapiersammlung 
in Oldenburg ausschließlich in privater Hand. Alleiniger Altpa-
piersammler war bislang die ARGE Duales System Oldenburg. 
Zur ARGE gehören die Unternehmen Heine, Nehlsen, Springer 
& Sohn und der Containerdienst Meyer. Die Altpapiersammlung 
war für die ARGE mal mehr und mal weniger einträglich. In den 
letzten Jahren schwankte der Altpapierpreis zum Teil erheblich. 
Während der Wirtschaft skrise 2008/2009 erreichte er ein Re-
kordti ef. Ab 2009 erholte sich der Altpapierpreis dann wieder 
spürbar. Altpapier war ein gefragter Rohstoff . Dies weckte bei 
der Stadt Begehrlichkeiten. Im Jahr 2011 wurde deshalb eine 
Vereinbarung mit der ARGE getroff en. Die Stadt Oldenburg er-
klärte sich bereit, bis Ende 2013 keine eigene Altpapiersamm-
lung durchzuführen. Im Gegenzug verpfl ichtete sich die ARGE, 
die Stadt am Gewinn zu beteiligen. Nach Abzug eines Sockel-
betrags für die Sammelkosten sollte die Stadt Oldenburg die 
Hälft e des Gewinns erhalten. Während das Kostenrisiko für den 
Altpapierpreis bei der ARGE lag, parti zipierte die Stadt bei gu-
ter Marktlage am Altpapiergeschäft . Doch damit nicht genug. 
Da die Aussichten so gewinnversprechend waren, beschloss 
die Stadt, ab 2014 selbst in die Altpapiersammlung einzustei-
gen. Und trotz erster Gerichtsurteile im Bundesgebiet, die die 
kommunalen Bestrebungen in ihre Schranken wiesen, wurden 
im vergangenen Frühjahr Ausschreibungen für kostspielige An-
schaff ungen durchgeführt. Neben drei Seitenlader-Fahrzeugen 
wurden auch Altpapiertonnen im Gesamtwert von über 2 Mio. 
Euro angeschaff t und ausgeliefert. Das Chaos ist nun perfekt: 
Seit Jahresbeginn gibt es in Oldenburg zwei parallele Altpa-
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piersammlungen – durch die ARGE und durch den städti schen 
Abfallwirtschaft sbetrieb. Bei den Bürgern herrscht Verwirrung. 
Wann ist der Abfuhrtermin für welche Tonne? Kann ich die nicht 
gewollte Tonne wieder zurückgeben? Muss ich die städti sche 
Tonne behalten oder kann ich die ARGE-Tonne weiternutzen? 
Als Nachteil kann auch die durch die Stadt verwandte „Seiten-
ladertechnik“ empfunden werden. Der Einsatz von Seitenlader-
Fahrzeugen erfordert die akti ve Mithilfe der Bürger, da die Ton-
nen in einer besti mmten Positi on am Straßenrand aufgestellt 
werden müssen. Die Stadt rechtf erti gt ihr Engagement mit der 
Stabilisierung der allgemeinen Entsorgungsgebühren. Tatsäch-
lich können etwaige Überschüsse für eine Stabilisierung der 
Abfallgebühren verwendet werden. Allerdings setzt dies eine 
positi ve Entwicklung des Altpapierpreises voraus. Wie die letz-
ten Jahre gezeigt haben, ist dies keinesfalls sicher. Für die An-
schaff ung der Fahrzeuge und die Auslieferung der Tonnen ist die 
Stadt bereits erheblich in Vorleistung gegangen. Unterm Strich 
lohnt sich das städti sche Engagement aber erst dann richti g, 
wenn die gewerbliche Konkurrenzsammlung untersagt wird. 
Die Stadt bereitet ein Verbot der privaten Altpapiersammlung 
vor. Sollte das Untersagungsverfahren erfolgreich sein, sind 
bei den ARGE-Betrieben 15 Arbeitsplätze in Gefahr. Zwar hat 
die Stadt im Gegenzug vier neue Stellen geschaff en, per Saldo 
könnte das kommunale Täti gwerden aber bis zu 11 Arbeitsplät-
ze kosten. Dass die Stadt weniger Personal für die Altpapier-
Sammlung benöti gt, liegt an den Seitenlader-Fahrzeugen. Im 
Unterschied zu den Hecklader-Fahrzeugen ist pro Fahrzeug nur 
noch ein Fahrer erforderlich. Das Kostenrisiko für die Sammlung 
und die Verwertung von Altpapier liegt nun bei der Stadt. Eine 
Gewinnvereinbarung mit der ARGE gibt es nun nicht mehr. Dass 
die kommunale Sammlung lohnt und zu einer dauerhaft en Sta-
bilisierung der Abfallgebühren führt, ist daher mehr als fraglich.
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6.2  Stadtwerke am Pokerti sch

Die Stadtwerke Uelzen verfügen über ein Blockheizkraft werk. 
Dieses rüsteten sie vor einigen Jahren auf die Einspeisung von 
Pfl anzenöl um. Ein Grund für die Umrüstung war vermutlich 
auch, dass die Stadtwerke von der gesetzlichen Förderung er-
neuerbarer Energien profi ti eren wollten. Zunächst fi el die Wahl 
auf Palmöl. Dafür beteiligten sich die Stadtwerke Uelzen an 
Palmöl-Plantagen in Südostasien. Dies sti eß bei Umweltschüt-
zern auf wenig Gegenliebe. Es bestand der Verdacht, dass für 
die Produkti on von Palmöl Regenwald gerodet werden muss. 
Daher distanzierten sich die Stadtwerke von dem Palmöl-En-
gagement und beschlossen, das Kraft werk fortan mit Rapsöl 
zu betreiben. Sie gründeten die Sustainable BioEnergy Holding 
GmbH (SBE) und pachteten für den Rapsanbau große Flächen 
Ackerland in der Ukraine. Das Ukraine-Engagement entpupp-
te sich schon früh als Verlustgeschäft . Ursächlich dafür waren 
unter anderem die schwierigen politi schen und landwirtschaft -
lichen Rahmenbedingungen in der Ukraine. Die Risiken des 
Ukraine-Engagements dürft en den Stadtwerken aber schon 
früh bekannt gewesen sein. Immerhin konnte die SBE seit ih-
rer Gründung im Jahr 2008 nicht ein einziges Mal Gewinne 
erwirtschaft en. Ganz im Gegenteil: Jahr für Jahr wies die SBE 
hohe Fehlbeträge aus. Diese konnten nur durch regelmäßige 
Finanzspritzen der Gesellschaft er gedeckt werden. Trotz der 
desolaten Finanzlage sti egen im Jahr 2009 auch die Stadtwer-
ke Schwäbisch Hall in das Ukraine-Engagement mit ein. Die 
fi nanzielle Situati on der SBE besserte sich aber auch in der Fol-
gezeit nicht. Derzeit halten die Stadtwerke Schwäbisch Hall 75 
Prozent der SBE-Anteile. 25 Prozent gehören den Stadtwerken 
Uelzen. Die Stadtwerke Schwäbisch Hall haben das Ukraine-Ge-
schäft  bereits als Totalverlust gebucht. Im Jahresabschluss der 
Stadtwerke Uelzen ist zwar noch nicht von einem Totalverlust, 
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aber bereits von „erheblichen Wertberichti gungen“ die Rede. 
Bislang haben die Stadtwerke Uelzen rund 5,1 Mio. Euro in die 
SBE investi ert. In den Jahresabschlüssen 2011 und 2012 wur-
den Wertberichti gungen von rund 5 Mio. Euro vorgenommen. 
Obwohl bereits seit Jahren absehbar war, dass das Ukraine-
Projekt eine Fehlinvesti ti on ist, wurde erst Ende letzten Jahres 
eine Verkaufsentscheidung getroff en. Die Zeche zahlt nun der 
Steuerzahler. Dies ist ein besonders krasses Beispiel für eine 
kommunale Misswirtschaft .

6.3 Verstaatlichte Netze machen Verluste

Viele Kommunen wollen sie zurück – ihre Netze. Zwischen 
2007 und 2013 sind rund 200 Konzessionen in die Hände der 
Stadtwerke übergegangen. Der Rekommunalisierungstrend im 
Netzbereich droht sich auch in den kommenden Jahren fortzu-
setzen. Nach Schätzungen von Bundeskartellamt und Bundes-
netzagentur wird ein Großteil der rund 20.000 Konzessionsver-
träge in den nächsten Jahren auslaufen. Konzessionsverträge 
sind „Wegenutzungsverträge“. Diese Verträge räumen einem 
Energieversorgungsunternehmen das Recht ein, öff entliche 
Verkehrswege für die Verlegung und den Betrieb eines Energie-
netzes zu nutzen. Dafür zahlt das Energieversorgungsunterneh-
men der Kommune eine Gebühr. Wie die bisherigen Erfahrun-
gen gezeigt haben, wird das Auslaufen der Konzessionsverträ-
ge für viele Städte ein Anlass sein, die Netze zurückzukaufen. 
Befürworter des Netz-Rückkaufs rechtf erti gen die Rekommuna-
lisierung häufi g mit positi ven Gewinnerzielungsaussichten. Die 
Gewinne könnten genutzt werden, um den Kommunalhaushalt 
zu entlasten. Doch tatsächlich stecken viele kommunale Netz-
betreiber bis zum Hals in den roten Zahlen: So hat die enerci-
ty Netzgesellschaft  mbh zwischen 2009 und 2012 nur Verluste 
eingefahren. Die enercity Netzgesellschaft  mbh ist ein hundert-
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prozenti ges Tochterunternehmen der Stadtwerke Hannover 
AG. Allein für das Jahr 2012 ist in der Gewinn- und Verlustrech-
nung ein Fehlbetrag von 36 Mio. Euro ausgewiesen. Der Jahres-
fehlbetrag wird durch die Stadtwerke Hannover AG getragen. 
Auch für die Stadtwerke Leipzig Netz GmbH sind die Zeiten alles 
andere als rosig. Zwischen 2009 und 2012 summiert sich das 
Negati vergebnis der nun unter dem Namen Netz Leipzig GmbH 
fi rmierenden Gesellschaft  auf knapp 30 Mio. Euro. Die Netz 
Leipzig GmbH ist über die Stadtwerke Leipzig zu 100 Prozent 
in kommunaler Hand. Über einen Verlustausgleich der Gesell-
schaft er werden die Netzbetriebe oft  jahrelang künstlich am 
Leben gehalten. Das Nachsehen haben dann – wie so oft  – die 
Steuerzahler. Diese Erfahrungen sprechen für eine Zurückhal-
tung bei der Rekommunalisierung von Strom- und Gasnetzen.

6.4 Pommes frites vom Staat

Im Jahr 2012 eröff nete die niedersächsische Stadt Braunlage 
im Waldschwimmbad Hohegeiß einen kommunalen Imbiss-
container. Betreiber waren die Städti schen Betriebe Braunla-
ge (SBB) – ein Eigenbetrieb der Stadt. Der kommunale Imbiss 
war nur wenige Meter von einem privat betriebenen Imbiss 
entf ernt. Der städti sche Imbisscontainer verkauft e die kleinste 
Porti on Pommes frites für 60 Cent. Auch die Getränke- und Eis-
preise lagen unter denen des privaten Kioskbetreibers. Dadurch 
war der Privatanbieter gezwungen, seine Preise ebenfalls zu 
senken. Um den dadurch entstandenen Verlust zu begrenzen, 
wurde eine bereits vorgesehene Stelle nicht besetzt. Im priva-
ten Imbiss halfen fortan Familienangehörige aus. Der Konkur-
renzkampf blieb für beide Buden nicht folgenlos. Mit dem kom-
munalen Imbiss erzielten die Städti schen Betriebe Braunlage 
im Jahr 2012 Einnahmen von 16.113 Euro. Dem standen Aus-
gaben von 17.306 Euro gegenüber. Unterm Strich brachte der 
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kommunale Imbisscontainer der Stadt also einen Verlust von 
knapp 1.200 Euro. Während für die Verluste der städti schen 
Pommesbude der Steuerzahler aufk ommen musste, war der 
Privatkiosk wirtschaft lich nicht länger zu halten. Er wurde ge-
schlossen. Im Frühjahr 2013 zeichnete sich dann eine Einigung 
ab. Die Stadt schloss den kommunalen Imbisscontainer und 
pachtete den Privatkiosk. Dass der Pommesverkauf für 60 Cent 
nicht lohnenswert war, erkannte auch die Stadt und setzte die 
Preise wieder hoch. Für die Saison 2014 ist eine Verpachtung 
des Kioskbetriebs vorgesehen. Im März 2014 veröff entlichten 
die SBB eine entsprechende Ausschreibung. Die Räumlichkeiten 
zur Unterbringung des Kioskbetriebs müssen durch den Pächter 
bereitgestellt werden. Augenscheinlich hat die Stadt gelernt, 
dass Kommunen selten die „besseren Unternehmer“ sind.

6.5 Privati sierung der Friedhofspfl ege als Erfolgsbeispiel

Die Privati sierung der Friedhofspfl ege im nordrhein-westf äli-
schen Niederkrüchten untermauert exemplarisch, dass die Aus-
schreibung und Vergabe originär kommunaler Täti gkeiten posi-
ti ve Wohlfahrtseff ekte zur Folge haben kann. In Niederkrüchten 
unterlagen die Grabnutzungs- und Bestatt ungsgebühren in den 
letzten Jahren hohen Schwankungen. Zwischen 2010 und 2013 
erhöhten sich die Gebühren um gut 32 Prozent. Die Gebühren-
spirale drehte sich immer weiter. Für die Bürger wurde es im-
mer teurer, ihre Angehörigen in Niederkrüchten beerdigen zu 
lassen. Im Frühjahr 2013 dann die Wende: Die bislang durch 
den kommunalen Bauhof durchgeführte Friedhofspfl ege wurde 
ausgeschrieben und an einen privaten Gartenbaubetrieb ver-
geben. Nach Vergabe der Arbeiten an die einheimische Firma 
Küskens sanken die Kosten für die Friedhofsunterhaltung deut-
lich. Die Einsparungen schlagen sich auch in den Gebühren nie-
der. Im Jahr 2014 bleiben die Grabnutzungsgebühren konstant. 
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Die Bestatt ungsgebühren sinken um knapp 16 Prozent. Und das 
ist noch nicht alles: Durch die Privati sierung der Friedhofspfl ege 
wurden die Qualitätsstandards nicht nur eingehalten, sondern 
sogar verbessert. Auch der Vorwurf, dass eine Privati sierung 
häufi g mit einem Arbeitsplatzabbau einhergeht, kann hier 
entkräft et werden. Beim kommunalen Bauhof wurde niemand 
entlassen. Die Mitarbeiter werden nun in anderen Arbeitsbe-
reichen des Bauhofs eingesetzt. Die Vergabe der Arbeiten an 
das private Unternehmen muss daher zum jetzigen Zeitpunkt 
als ein voller Erfolg gewertet werden.
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